
1Ausgegeben: 20. 11. 2017

Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes

Der Landtag hat am 15. November 2017 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Polizeigesetzes

Das Polizeigesetz in der Fassung vom 13. Januar 1992 
(GBl. S. 1, ber. S. 596, 1993 S. 155), das zuletzt durch 
Gesetz vom 18. Oktober 2016 (GBl. S. 569) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 9 a Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „23, 25 bis“ 
gestrichen.

2.  In § 20 Absatz 5 wird die Zahl „4“ durch die Zahl 
„5“ und die Angabe „Abs.“ jeweils durch das Wort 
„Absatz“ ersetzt.

3. § 21 wird wie folgt geändert:

 a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

   „(4) Der Polizeivollzugsdienst kann die nach Ab­
satz 1 Satz 2 Nummer 1 sowie Absatz 2 und 3 an­
gefertigten Bildaufzeichnungen auch automatisch 
auswerten. Die automatische Auswertung darf nur 
auf das Erkennen solcher Verhaltensmuster aus­
gerichtet sein, die auf die Begehung einer Straftat 
hindeuten.“

 b)  Die bisherigen Absätze 4 bis 8 werden die Ab­
sätze 5 bis 9.

 c) Der neue Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 wird die Zahl „4“ durch die Zahl „5“ 
ersetzt.

  bb)  In Satz 2 werden die Wörter „3 und Absatz 6“ 
durch die Angabe „4 und 7“ ersetzt.

 d)  Im neuen Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Tonaufzeichnung“ die Wörter „sowie die auto­
matisierte Auswertung“ eingefügt.

 e) Der neue Absatz 9 wird wie folgt gefasst:

   „(9) Für die erhobenen Daten nach Absatz 5 gilt 
Absatz 8 mit der Maßgabe, dass diese spätestens 
nach 60 Sekunden automatisch zu löschen sind 
und jede über das Erheben hinausgehende Verar­
beitung ausgeschlossen ist, sofern nicht zuvor die 
Voraussetzungen des Absatzes 6 vorliegen.“

4. Nach § 23 a wird folgender § 23 b eingefügt:

 „§ 23 b

 Überwachung der Telekommunikation

  (1) Der Polizeivollzugsdienst kann ohne Wissen der 
betroffenen Person die Telekommunikation einer 
Person überwachen und aufzeichnen,

 1.  die nach den §§ 6 oder 7 verantwortlich ist, und 
dies zur Abwehr einer dringenden und erheblichen 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person, 
für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes oder für wesentliche Infrastruk­
tureinrichtungen oder sonstige Anlagen mit unmit­
telbarer Bedeutung für das Gemeinwesen geboten 
ist,

 2.  bei der bestimmte Tatsachen die Annahme recht­
fertigen, dass sie innerhalb eines übersehbaren 
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach kon­
kretisierte Weise eine Straftat begehen wird, die 
sich gegen die in Nummer 1 genannten Rechtsgü­
ter richtet und dazu bestimmt ist,

  a)  die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzu­
schüchtern,

  b)  eine Behörde oder eine internationale Orga­
nisation rechtswidrig mit Gewalt oder durch 
Drohung mit Gewalt zu nötigen oder

  c)  die politischen, verfassungsrechtlichen, wirt­
schaftlichen oder sozialen Grundstrukturen 
ei nes Staates oder einer internationalen Orga­
nisation zu beseitigen oder erheblich zu beein­
trächtigen,
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   und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Aus­
wirkungen einen Staat oder eine internationale 
Organisation erheblich schädigen können,

 3.  deren individuelles Verhalten die konkrete Wahr­
scheinlichkeit begründet, dass sie innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraums eine Straftat begehen 
wird, die sich gegen die in Nummer 1 genannten 
Rechtsgüter richtet und dazu bestimmt ist,

  a)  die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzu­
schüchtern,

  b)  eine Behörde oder eine internationale Orga­
nisation rechtswidrig mit Gewalt oder durch 
Drohung mit Gewalt zu nötigen oder

  c)  die politischen, verfassungsrechtlichen, wirt­
schaftlichen oder sozialen Grundstrukturen 
eines Staates oder einer internationalen Orga­
nisation zu beseitigen oder erheblich zu beein­
trächtigen,

   und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Aus­
wirkungen einen Staat oder eine internationale 
Organisation erheblich schädigen können,

 4.  bei der bestimmte Tatsachen die Annahme recht­
fertigen, dass sie für eine Person nach Nummer 1 
bestimmte oder von dieser herrührende Mittei­
lungen entgegennimmt oder weitergibt, oder

 5.  bei der bestimmte Tatsachen die Annahme recht­
fertigen, dass eine Person nach Nummer 1 deren 
Telekommunikationsanschluss oder Endgerät be­
nutzen wird.

  Datenerhebungen dürfen nur durchgeführt werden, 
wenn sonst die Erfüllung der polizeilichen Aufgabe 
aussichtslos oder wesentlich erschwert würde. Die 
Datenerhebung darf auch durchgeführt werden, wenn 
Dritte unvermeidbar betroffen werden.

  (2) Die Überwachung und Aufzeichnung der Tele­
kommunikation darf ohne Wissen der betroffenen 
Person in der Weise erfolgen, dass mit technischen 
Mitteln in von ihr genutzte informationstechnische 
Systeme eingegriffen wird, wenn

 1.  durch technische Maßnahmen sichergestellt ist, 
dass ausschließlich laufende Telekommunikation 
überwacht und aufgezeichnet wird, und

 2.  der Eingriff notwendig ist, um die Überwachung und 
Aufzeichnung der Telekommunikation insbesondere 
auch in unverschlüsselter Form zu ermöglichen.

  (3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 ist sicherzustel­
len, dass

 1.  an dem informationstechnischen System nur Ver­
änderungen vorgenommen werden, die für die 
Datenerhebung unerlässlich sind, und

 2.  die vorgenommenen Veränderungen bei Beendi­
gung der Maßnahme, soweit technisch möglich, 
automatisiert rückgängig gemacht werden.

  Das eingesetzte Mittel ist gegen unbefugte Nutzung 
zu schützen. Kopierte Daten sind gegen Verände­
rung, unbefugte Löschung und unbefugte Kenntnis­
nahme zu schützen.

  (4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 oder 2 bedür­
fen der Anordnung durch das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk die zuständige Polizeidienststelle ihren Sitz 
hat. Die Anordnung wird vom Gericht nur auf An­
trag erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung eines 
regionalen Polizeipräsidiums oder des Landeskrimi­
nalamts schriftlich zu stellen und zu begründen.

 (5) Im Antrag sind anzugeben

 1.  die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, 
soweit möglich, mit Name und Anschrift,

 2.  die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu 
überwachenden Anschlusses oder des Endgerätes,

 3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

 4.  im Fall des Absatzes 2 auch eine möglichst ge­
naue Bezeichnung des informationstechnischen 
Systems, in das zur Datenerhebung eingegriffen 
werden soll,

 5. der Sachverhalt und

 6. eine Begründung.

  (6) Die Anordnung des Gerichts ergeht schriftlich. In 
ihr sind anzugeben

 1.  eine Kennung des Kommunikationsanschlusses 
oder des Endgerätes, bei dem die Datenerhebung 
durchgeführt wird,

 2.  im Falle des Absatzes 2 auch eine möglichst ge­
naue Bezeichnung des informationstechnischen 
Systems, in das zur Datenerhebung eingegriffen 
werden soll.

  Im Übrigen gilt § 23 Absatz 3 Sätze 2 bis 7 mit der 
Maßgabe, dass in der Anordnung die Dauer der 
Maßnahme unter Benennung des Endzeitpunktes zu 
bestimmen ist. Liegen die Voraussetzungen der An­
ordnung nicht mehr vor, sind die aufgrund der An­
ordnung ergriffenen Maßnahmen unverzüglich zu 
beenden.

  (7) Bei Gefahr im Verzug kann eine Maßnahme nach 
den Absätzen 1 und 2 von der Leitung eines regi­
onalen Polizeipräsidiums oder des Landeskriminal­
amts angeordnet werden. In diesem Fall ist die Be­
stätigung des in Absatz 4 genannten Gerichts unver­
züglich herbeizuführen. Soweit die Anordnung nicht 
binnen drei Tagen durch das Gericht bestätigt wird, 
tritt sie außer Kraft.
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  (8) Aufgrund der Anordnung einer Maßnahme nach 
Absatz 1 hat jeder, der geschäftsmäßig Telekommu­
nikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, dem 
Polizeivollzugsdienst die Maßnahme zu ermöglichen 
und die erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu er­
teilen. Ob und in welchem Umfang hierfür Vorkeh­
rungen zu treffen sind, bestimmt sich nach dem Te­
lekommunikationsgesetz und der Telekommunika­
tions­Überwachungsverordnung in der jeweils gel­
tenden Fassung. Für die Entschädigung der Diens­
teanbieter ist § 23 des Justizvergütungs­ und ­ent­
schädigungsgesetzes entsprechend anzuwenden.

  (9) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die An­
nahme vor, dass durch eine Maßnahme nach den 
Absätzen 1 und 2 allein Erkenntnisse aus dem Kern­
bereich privater Lebensgestaltung erlangt würden, 
ist die Maßnahme unzulässig. Soweit im Rahmen 
von Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 neben 
einer automatischen Aufzeichnung eine unmittelbare 
Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maßnahme unverzüg­
lich zu unterbrechen, soweit sich während der Über­
wachung tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, 
dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensge­
staltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Bestehen 
insoweit Zweifel, darf nur eine automatische Auf­
zeichnung fortgesetzt werden. Automatische Auf­
zeichnungen, bei denen nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst wurden, 
sind unverzüglich dem anordnenden Gericht vorzu­
legen. Das Gericht entscheidet unverzüglich über die 
Verwertbarkeit oder Löschung der Daten. Bis zur 
Entscheidung durch das Gericht dürfen die automa­
tischen Aufzeichnungen nicht verwendet werden. Ist 
die Maßnahme nach Satz 2 unterbrochen worden, so 
darf sie für den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 unzu­
lässig ist, fortgeführt werden. Erkenntnisse aus dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung, die durch 
eine Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 erlangt 
worden sind, dürfen nicht verwertet werden. Auf­
zeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. 
Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der Lö­
schung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation 
darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutz­
kontrolle nach Absatz 13 verwendet werden. Sie ist 
sechs Monate nach der Unterrichtung nach Absatz 10 
oder sechs Monate nach Erteilung der gerichtlichen 
Zustimmung über das endgültige Absehen von der 
Unterrichtung zu löschen. Ist die Datenschutzkon­
trolle nach Ablauf der in Satz 11 genannten Fristen 
noch nicht beendet, ist die Dokumenta tion bis zu 
ihrem Abschluss aufzubewahren.

  (10) Die betroffenen Personen sind von Maßnahmen 
nach den Absätzen 1 oder 2 zu unterrichten, sobald 
dies ohne Gefährdung des Zwecks der Maßnahme 
oder der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten 

Rechtsgüter möglich ist. Ist wegen des zugrundlie­
genden Sachverhaltes ein strafrechtliches Ermitt­
lungsverfahren gegen die betroffene Person einge­
leitet worden, ist die Unterrichtung in Abstimmung 
mit der Staatsanwaltschaft nachzuholen, sobald der 
Stand des Ermittlungsverfahrens dies zulässt. Die Zu­
rückstellung ist mit Begründung zu dokumentieren. 
Erfolgt die zurückgestellte Unterrichtung nicht bin­
nen sechs Monaten nach Beendigung der Maßnahme, 
bedarf die weitere Zurückstellung der Zustimmung 
des in Absatz 4 genannten Gerichtes. Die richterliche 
Entscheidung ist vorbehaltlich einer anderen richter­
lichen Anordnung jeweils nach sechs Monaten erneut 
einzuholen. Fünf Jahre nach Beendigung einer Maß­
nahme nach den Absätzen 1 und 2 kann mit richter­
licher Zustimmung endgültig von der Unterrichtung 
abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen für die 
Unterrichtung mit an Sicherheit grenzender Wahr­
scheinlichkeit auch in Zukunft nicht eintreten werden. 
Eine Unterrichtung kann unterbleiben, wenn 

 1.  überwiegende Interessen einer betroffenen Person 
entgegenstehen,

 2.  die Identität oder der Aufenthalt einer betroffenen 
Person nur mit unverhältnismäßigem Aufwand er­
mittelt werden kann oder

 3.  die betroffene Person von der Maßnahme nur un­
erheblich betroffen ist und mit an Sicherheit gren­
zender Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass 
sie kein Interesse an einer Unterrichtung hat.

  In den in Satz 7 genannten Fällen ist das Absehen von 
einer Unterrichtung mit Begründung zu dokumentie­
ren.

  (11) Bei der Erhebung von Daten nach den Ab­
sätzen 1 und 2 sind zu protokollieren

 1. das zur Datenerhebung eingesetzte Mittel,

 2. der Zeitpunkt des Einsatzes,

 3.  Angaben, die die Feststellung der erhobenen 
Daten ermöglichen,

 4.  die Organisationseinheit, die die Maßnahmen 
durchführt,

 5.  die Beteiligten der überwachten Telekommunika­
tion und,

 6.  sofern die Überwachung mit einem Eingriff in 
von der betroffenen Person genutzte informations­
technische Systeme verbunden ist, die Angaben 
zur Identifizierung des informationstechnischen 
Systems und die daran vorgenommenen nicht nur 
flüchtigen Veränderungen.

  Die Protokolldaten dürfen nur verwendet werden für 
Zwecke der Unterrichtung nach Absatz 10 oder um 
der betroffenen Person oder einer dazu befugten Stel­
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oder einer internationalen Organisation zu beseiti­
gen oder erheblich zu beeinträchtigen,

  und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Aus­
wirkungen einen Staat oder eine internationale Or­
ganisation erheblich schädigen können, einer Person 
untersagen, sich ohne Erlaubnis der zuständigen Po­
lizeidienststelle von ihrem Wohn­ oder Aufenthalts­
ort oder aus einem bestimmten Bereich zu entfernen 
oder sich an bestimmten Orten aufzuhalten (Aufent­
haltsvorgabe), wenn bestimmte Tatsachen die An­
nahme rechtfertigen, dass die betroffene Person inner­
halb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest 
ihrer Art nach konkretisierte Weise eine solche Straf­
tat begehen wird, oder das individuelle Verhalten der 
betroffenen Person die konkrete Wahrscheinlichkeit 
begründet, dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeit­
raums eine solche Straftat begehen wird.

  (2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann 
der Polizeivollzugsdienst zur Verhütung von Straf­
taten nach Absatz 1 einer Person den Kontakt mit be­
stimmten Personen oder Personen einer bestimmten 
Gruppe untersagen (Kontaktverbot).

  (3) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 bedür­
fen der Anordnung durch das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk die zuständige Polizeidienststelle ihren Sitz 
hat. Die Anordnung wird vom Gericht nur auf An­
trag erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung eines 
regionalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums 
Einsatz oder des Landeskriminalamts schriftlich zu 
stellen und zu begründen. § 31 Absatz 5 Sätze 2 bis 4 
ist entsprechend anzuwenden. Bei Gefahr im Verzug 
kann die Anordnung von einer der in Satz 3 genann­
ten Personen getroffen werden. Diese Anordnung 
bedarf der Bestätigung des in Satz 1 genannten Ge­
richts. Sie ist unverzüglich herbeizuführen.

 (4) Im Antrag sind anzugeben

 1.  die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, 
mit Name und Anschrift,

 2.  Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, ein­
schließlich

  a)  im Fall der Aufenthaltsvorgabe nach Absatz 1 
einer Bezeichnung der Orte, von denen sich die 
Person ohne Erlaubnis der zuständigen Polizei­
dienststelle nicht entfernen oder an denen sich 
die Person ohne Erlaubnis der zuständigen Po­
lizeidienststelle nicht aufhalten darf,

  b)  im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 2 
einer Benennung der Personen oder Gruppe, 
mit denen oder mit der der betroffenen Person 
der Kontakt untersagt ist, soweit möglich, mit 
Name und Anschrift,

 3. der Sachverhalt sowie

le die Prüfung zu ermöglichen, ob die Maßnahmen 
rechtmäßig durchgeführt worden sind. Sie sind bis 
zu dem Abschluss der Kontrolle nach Absatz 13 auf­
zubewahren und sodann automatisiert zu löschen, es 
sei denn, dass sie für die in Satz 2 genannten Zwecke 
noch erforderlich sind.

  (12) Die nach den Absätzen 1 und 2 erhobenen perso­
nenbezogenen Daten sind wie folgt zu kennzeichnen:

 1.  Angabe des Mittels der Erhebung der Daten ein­
schließlich der Angabe, ob die Daten offen oder 
verdeckt erhoben wurden,

 2. Angabe der

  a)  Rechtsgüter, deren Schutz die Erhebung dient, 
oder

  b)  Straftaten, deren Verhütung die Erhebung 
dient, sowie

 3. Angabe der Stelle, die sie erhoben hat.

  Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nummer 1 kann 
durch Angabe der Rechtsgrundlage ergänzt werden. 
Personenbezogene Daten, die nicht ent sprechend 
den Anforderungen des Satzes 1 ge kennzeichnet 
sind, dürfen solange nicht weiterverarbeitet oder 
übermittelt werden, bis eine Kennzeichnung entspre­
chend den Anforderungen des Satzes 1 erfolgt ist. 
Bei Übermittlung an eine andere Stelle ist die emp­
fangende Stelle darauf hinzuweisen, dass die Kenn­
zeichnung nach Satz 1 aufrechtzuerhalten ist.

  (13) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz führt 
bezüglich der Datenerhebungen nach den Absätzen 1 
und 2 mindestens alle zwei Jahre Kontrollen durch.

  (14) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag 
jährlich über die nach den Absätzen 1 und 2 erfolgten 
Maßnahmen.“

5.  Nach § 27 a werden folgende §§ 27 b und 27 c ein­
gefügt:

 „§ 27 b

 Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot 
 zur Verhütung terroristischer Straftaten

  (1) Der Polizeivollzugsdienst kann zur Verhütung 
von Straftaten, die in § 129 a Absätze 1 und 2 des 
Strafgesetzbuchs bezeichnet und dazu bestimmt sind,

 1.  die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzu­
schüchtern,

 2.  eine Behörde oder eine internationale Organisa­
tion rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung 
mit Gewalt zu nötigen oder

 3.  die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaft­
lichen oder sozialen Grundstrukturen eines Staates 
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  (2) Der Polizeivollzugsdienst verarbeitet mit Hilfe 
der von der betroffenen Person mitgeführten tech­
nischen Mittel automatisiert Daten über deren Auf­
enthaltsort sowie über etwaige Beeinträchtigungen 
der Datenerhebung. Soweit es technisch möglich ist, 
ist sicherzustellen, dass innerhalb der Wohnung der 
betroffenen Person keine über den Umstand ihrer 
Anwesenheit hinausgehenden Aufenthaltsdaten er­
hoben werden. Die Daten dürfen ohne Einwilligung 
der betroffenen Person nur verwendet werden, soweit 
dies erforderlich ist für die folgenden Zwecke:

 1.  zur Verhütung oder zur Verfolgung von Straftaten 
im Sinne des § 27 b Absatz 1,

 2.  zur Feststellung von Verstößen gegen Aufent­
haltsvorgaben nach § 27 b Absatz 1 und Kontakt­
verbote nach § 27 b Absatz 2,

 3. zur Verfolgung einer Straftat nach § 84 b,

 4.  zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Ge­
fahr für Leib, Leben oder Freiheit einer dritten 
Person oder

 5.  zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der 
technischen Mittel.

  Zur Einhaltung der Zweckbindung nach Satz 3 hat die 
Verarbeitung der Daten automatisiert zu erfolgen, und 
es sind die Daten gegen unbefugte Kenntnisnahme be­
sonders zu sichern. Für die Kennzeichnung der Daten 
gilt § 23 b Absatz 12 entsprechend. Die in Satz 1 
genannten Daten sind spätestens zwei Monate nach 
ihrer Erhebung zu löschen, soweit sie nicht für die in 
Satz 3 genannten Zwecke verwendet werden. Jeder 
Abruf der Daten ist zu protokollieren. Die Protokolle 
müssen es ermöglichen, das Datum, die Uhrzeit und, 
so weit wie möglich, die Identität der Person festzu­
stellen, die die personenbezogenen Daten abgerufen 
hat. Die Protokolldaten dürfen nur verwendet wer­
den, um einer dazu befugten Stelle die Prüfung zu 
ermöglichen, ob die Maßnahmen rechtmäßig durch­
geführt worden sind. Sie sind nach zwölf Monaten 
zu löschen. Werden innerhalb der Wohnung der be­
troffenen Person über den Umstand ihrer Anwesen­
heit hinausgehende Aufenthaltsdaten erhoben, dürfen 
diese nicht verwendet werden und sind unverzüglich 
nach Kenntnisnahme zu löschen. Die Tatsache ihrer 
Kenntnisnahme und Löschung ist zu dokumentieren. 
Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 
nach zwölf Monaten zu löschen.

  (3) Der Polizeivollzugsdienst kann bei den zuständi­
gen Polizeien des Bundes und der Länder, sonstigen 
öffentlichen Stellen sowie anderen Stellen im Rah­
men der geltenden Gesetze personenbezogene Daten 
über die betroffene Person erheben, soweit dies zur 
Durchführung der Maßnahme nach den Absätzen 1 
und 2 erforderlich ist.

 4. eine Begründung.

  (5) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind an­
zugeben

 1.  die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, 
mit Name und Anschrift,

 2.  Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, ein­
schließlich

  a)  im Fall der Aufenthaltsvorgabe nach Absatz 1 
einer Bezeichnung der Orte, von denen sich die 
Person ohne Erlaubnis der zuständigen Polizei­
dienststelle nicht entfernen oder an denen sich 
die Person ohne Erlaubnis der zuständigen Po­
lizeidienststelle nicht aufhalten darf,

  b)  im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 2 
einer Benennung der Personen oder Gruppe, 
mit denen oder mit der der betroffenen Person 
der Kontakt untersagt ist, soweit möglich, mit 
Name und Anschrift und

 3. die wesentlichen Gründe.

  (6) Aufenthaltsvorgaben nach Absatz 1 und Kontakt­
verbote nach Absatz 2 sind auf den zur Verhütung 
von Straftaten im Sinne des Absatzes 1 erforder lichen 
Umfang zu beschränken. Sie sind auf höchstens drei 
Monate zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils 
nicht mehr als drei Monate ist möglich, soweit ihre 
Voraussetzungen fortbestehen. Liegen die Voraus­
setzungen für die Aufenthaltsvorgabe nach Absatz 1 
oder das Kontaktverbot nach Absatz 2 nicht mehr 
vor, ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden.

 § 27 c

 Elektronische Aufenthaltsüberwachung 
 zur Verhütung terroristischer Straftaten

  (1) Der Polizeivollzugsdienst kann eine Person dazu 
verpflichten, ein technisches Mittel, mit dem der 
Aufenthaltsort dieser Person elektronisch überwacht 
werden kann, ständig in betriebsbereitem Zustand 
am Körper bei sich zu führen und dessen Funktions­
fähigkeit nicht zu beeinträchtigen, wenn

 1.  bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass diese Person innerhalb eines übersehbaren 
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach kon­
kretisierte Weise eine Straftat im Sinne des § 27 b 
Absatz 1 begehen wird, oder

 2.  deren individuelles Verhalten eine konkrete Wahr­
scheinlichkeit dafür begründet, dass sie innerhalb 
eines übersehbaren Zeitraums eine Straftat im 
Sinne des § 27 b Absatz 1 begehen wird,

  um diese Person durch die Überwachung und die Da­
tenverwendung von der Begehung dieser Straftaten 
abzuhalten.
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 2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

 3.  die Angabe, ob gegenüber der Person, gegen die 
sich die Maßnahme richtet, eine Aufenthaltsvor­
gabe nach § 27 b Absatz 1 oder ein Kontaktverbot 
nach § 27 b Absatz 2 besteht,

 4. der Sachverhalt sowie

 5. eine Begründung.

  (7) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind an­
zugeben

 1.  die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, 
mit Name und Anschrift,

 2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie

 3. die wesentlichen Gründe.

  (8) Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu 
befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr 
als drei Monate ist möglich, soweit die Anordnungs­
voraussetzungen fortbestehen. Liegen die Vorausset­
zungen der Anordnung nicht mehr vor, ist die Maß­
nahme unverzüglich zu beenden.“

6. Nach § 54 wird folgender § 54 a eingefügt:

 „§ 54 a

 Gebrauch von Explosivmitteln

  (1) Explosivmittel dürfen gegen Personen nur in den 
Fällen des § 54 Absatz 1 Nummern 1 und 4 ange­
wendet werden, wenn der vorherige Gebrauch ande­
rer Waffen erfolglos geblieben ist oder offensichtlich 
keinen Erfolg verspricht.

  (2) Explosivmittel dürfen nicht gegen eine Men­
schenmenge gebraucht werden.

  (3) Der Gebrauch von Explosivmitteln gegen Per­
sonen bedarf der Anordnung durch die Leitung eines 
regionalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums 
Einsatz oder des Landeskriminalamts. Diese können 
die Anordnungsbefugnis auf besonders beauftragte 
Beamte des höheren Dienstes übertragen.

  (4) Im Übrigen gelten für den Gebrauch von Explosiv­
mitteln § 53 Absätze 1 und 2 Satz 1 sowie § 54 Ab­
sätze 2 und 4 entsprechend.“

7.  In § 84 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird die Anga­
be „Abs.“ jeweils durch das Wort „Absatz“ und die 
Zahl „2“ durch die Zahl „3“ ersetzt.

  (4) Zur Durchführung der Maßnahme nach Absatz 1 
hat die zuständige Polizeidienststelle

 1.  Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Per­
son an Strafverfolgungsbehörden und andere Po­
lizeidienststellen weiterzugeben, wenn dies zur 
Verhütung oder zur Verfolgung einer Straftat im 
Sinne des § 27 b Absatz 1 erforderlich ist,

 2.  Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person 
an andere Polizeidienststellen weiterzugeben, so­
fern dies zur Durchsetzung von Maßnahmen nach 
Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 erforderlich ist,

 3.  Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person 
an die zuständige Strafverfolgungsbehörde zur Ver­
folgung einer Straftat nach § 84 b weiterzugeben,

 4.  Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Per­
son an andere Polizeidienststellen weiterzugeben, 
sofern dies zur Abwehr einer erheblichen gegen­
wärtigen Gefahr im Sinne von Absatz 2 Satz 3 
Nummer 4 erforderlich ist,

 5.  eingehende Systemmeldungen über Verstöße nach 
Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 entgegenzunehmen 
und zu bewerten,

 6.  die Ursache einer Meldung zu ermitteln; hierzu 
kann die zuständige Polizeidienststelle Kontakt 
mit der betroffenen Person aufnehmen, sie befra­
gen, sie auf den Verstoß hinweisen und ihr mittei­
len, wie sie dessen Beendigung bewirken kann,

 7.  eine Überprüfung der bei der betroffenen Person 
vorhandenen technischen Geräte auf ihre Funk­
tionsfähigkeit oder Manipulation und die zu der 
Behebung einer Funktionsbeeinträchtigung er­
forderlichen Maßnahmen, insbesondere den Aus­
tausch der technischen Mittel oder von Teilen 
davon, einzuleiten,

 8.  Anfragen der betroffenen Person zum Umgang 
mit den technischen Mitteln zu beantworten.

  (5) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Anord­
nung durch das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
zuständige Polizeidienststelle ihren Sitz hat. Die An­
ordnung wird vom Gericht nur auf Antrag erlassen. 
Der Antrag ist durch die Leitung eines regionalen 
Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz 
oder des Landeskriminalamts schriftlich zu stellen 
und zu begründen. § 31 Absatz 5 Sätze 2 bis 4 ist 
entsprechend anzuwenden. Bei Gefahr im Verzug 
kann die Anordnung von einer der in Satz 3 genann­
ten Personen getroffen werden. Diese Anordnung 
bedarf der Bestätigung des in Satz 1 genannten Ge­
richts. Sie ist unverzüglich herbeizuführen.

 (6) Im Antrag sind anzugeben

 1.  die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, 
mit Name und Anschrift,
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Verhütung, Aufdeckung oder Verfolgung solcher 
Straftaten ergeben.

  (4) Eine Datenübermittlung der nach § 23 b Absätze 1 und 
2 erhobenen Daten durch die Polizei auf der Grund lage 
von § 42 Absätze 1, 2 und 7, § 43 Absatz 1, § 43 a Ab­
sätze 1 und 3, § 43 c und § 44 Absätze 1 und 2 ist nur 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 zu lässig. 
Eine Datenübermittlung der nach § 23 b Absätze 1 und 2 
erhobenen Daten nach § 43 Absatz 1 unterbleibt, 
wenn im Einzelfall ein datenschutzrechtlich ange­
messener und die elementaren Menschenrechte wah­
render Umgang mit den Daten beim Empfänger nicht 
hinreichend gesichert ist oder sonst überwiegende 
schutzwürdige Interessen einer betroffenen Person 
entgegenstehen. Der Polizeivollzugsdienst hat die Über­
mittlung der nach § 23 b Absätze 1 und 2 erhobenen 
Daten zu protokollieren. Die Protokolldaten dürfen 
nur verwendet werden, um einer dazu befugten Stelle 
die Prüfung zu ermöglichen, ob die Übermittlungen 
rechtmäßig erfolgt sind. Der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz führt bezüglich der Datenübermitt­
lungen mindestens alle zwei Jahre Kontrollen durch. 
Nach Abschluss der Kontrolle sind die Protokoll­
daten unverzüglich zu löschen. Die Landesregierung 
unterrichtet den Landtag alle zwei Jahre über die 
gemäß § 43 Absatz 1 erfolgten Übermittlungen der 
nach § 23 b Absätze 1 und 2 erhobenen Daten.

  (5) Sind die nach § 23 b Absätze 1 und 2 erhobe­
nen personenbezogenen Daten, die nicht dem Kern­
bereich privater Lebensgestaltung zuzuordnen sind, 
zur Erfüllung des der Maßnahme zugrunde liegenden 
Zwecks und für eine etwaige gerichtliche Überprü­
fung der Maßnahme nicht mehr erforderlich, sind sie 
unverzüglich zu löschen, soweit keine Weiterverar­
beitung der Daten nach den Absätzen 2 bis 4 erfolgt. 
Die Tatsache der Löschung ist zu dokumentieren. 
Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 
sechs Monate nach der Unterrichtung nach § 23 b 
Absatz 10 oder sechs Monate nach Erteilung der 
gerichtlichen Zustimmung über das endgültige Ab­
sehen von der Unterrichtung zu löschen. Ist die Da­
tenschutzkontrolle nach § 23 b Absatz 13 nach Ab­
lauf der in Satz 4 genannten Fristen noch nicht be­
endet, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss 
aufzubewahren.“

9. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Einschränkung von Grundrechten

(1) Durch Artikel 1 Nummer 4 werden das Fernmelde­
geheimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes), die Unver­
letzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 

8.  Nach § 84 a werden folgende §§ 84 b und 85 einge­
fügt:

 „§ 84 b

 Strafvorschrift

  (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer

 1.  einer vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung 
nach § 27 b Absatz 3 Satz 1 oder einer vollzieh­
baren Anordnung nach § 27 b Absatz 3 Satz 5 zu­
widerhandelt und dadurch den Zweck der Anord­
nung gefährdet oder

 2.  einer vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung 
nach § 27 c Absatz 5 Satz 1 oder einer vollzieh­
baren Anordnung nach § 27 c Absatz 5 Satz 5 
zuwiderhandelt und dadurch die kontinuierliche 
Feststellung seines Aufenthaltsortes durch die zu­
ständige Polizeidienststelle verhindert.

  (2) Die Tat wird nur auf Antrag eines regionalen Po­
lizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz oder 
des Landeskriminalamts verfolgt.

 § 85

 Übergangsbestimmungen

  (1) Auf die weitere Verarbeitung der nach § 23 b Ab­
sätze 1 und 2 erhobenen personenbezogenen Daten 
sind die Regelungen der Absätze 2 bis 5 und im Üb­
rigen die Regelungen im Fünften Unterabschnitt des 
Zweiten Abschnitts des Ersten Teils anzuwenden.

  (2) Die Dienststellen des Polizeivollzugsdienstes 
können die nach § 23 b Absätze 1 und 2 selbst erho­
benen Daten zur Erfüllung derselben Aufgabe und 
zum Schutz derselben Rechtsgüter oder zur Verhü­
tung derselben Straftaten weiterverarbeiten.

  (3) Die Dienststellen des Polizeivollzugsdienstes 
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben die nach § 23 b 
Absätze 1 und 2 erhobenen Daten zu anderen Zwe­
cken, als denjenigen, zu denen sie erhoben worden 
sind, weiterverarbeiten, wenn

 1.  mindestens vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter 
geschützt oder mindestens vergleichbar schwer­
wiegende Straftaten verhütet, aufgedeckt oder ver­
folgt werden sollen,

 2.  eine Neuerhebung zu diesem anderen Zweck mit 
vergleichbar schwerwiegenden Mitteln zulässig 
wäre und

 3.  sich im Einzelfall konkrete Ermittlungsansätze 
zur Abwehr von in einem übersehbaren Zeitraum 
drohenden Gefahren für mindestens vergleichbar 
bedeutsame Rechtsgüter erkennen lassen oder zur 
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und das Eigentum (Artikel 14 des Grundgesetzes) einge­
schränkt.

(2) Durch Artikel 1 Nummer 5 werden die Freizügigkeit 
(Artikel 11 des Grundgesetzes) und die Unverletzlich­
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) ein­
geschränkt.

(3) Durch Artikel 1 Nummer 6 werden das Recht auf 
Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes) und das Eigentum (Artikel 14 
des Grundgesetzes) eingeschränkt.

(4) Durch Artikel 1 Nummer 8 werden die Freiheit der 
Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), 
das Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes) 
und das Eigentum (Artikel 14 des Grundgesetzes) einge­
schränkt.

Artikel 3

Evaluation

Die neuen Befugnisse zur intelligenten Videoüberwa­
chung, zur Überwachung der Telekommunikation, zur 
Anordnung von Aufenthaltsvorgaben und Kontaktver­
boten zur Verhütung terroristischer Straftaten und zur 
elektronischen Aufenthaltsüberwachung zur Verhütung 
terroristischer Straftaten sowie die Möglichkeit zum Ein­
satz von Explosivmitteln sind spätestens fünf Jahre nach 
ihrem Inkrafttreten zu evaluieren.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.


